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Der Mauerbau und die Universitäten der DDR 
 
 
 
 
 

Die Schriftstellerin Brigitte Reimann 
beschreibt in ihren Tagebüchern ihre 
Eindrücke von der Zeit nach dem Mau-
erbau. Sie beklagt die Hetzkampagnen 
in den Zeitungen, die Zwangsumsied-
lungen, die „Ochsenkopf-Aktion“ und 
die repressiven Maßnahmen, die mit 
dem „Kampfauftrag der FDJ“ einher-
gingen: 

„Überall ist man nervös und unzufrieden. Die Sprache der Zeitungen ist ekel-
erregend (sie gibt sich aber als ‚die harte Sprache der Arbeiterklasse‘ aus); 
Leute, die an der Grenze wohnen, werden exmittiert; Antennen, die noch nach 
Westen gerichtet sind, werden von den Dächern gerissen und zertrampelt; 
Studenten, die das FDJ-Aufgebot nicht unterschreiben, werden geext […]. Es 
ist, um den Kopf zu verlieren und wir sind verbittert und unglücklich. Das ist 
nicht der Sozialismus, für den wir schreiben wollten“ (Reimann 2004: 213). 

Dieser Eintrag ist Zeugnis der resignierten und verbitterten Stimmung im 
eingemauerten Staat, die nicht nur unter den Schriftstellern herrschte, 
sondern, wie sie andeutet, auch an den Universitäten. 
 

Mauerbau und Universitäten als Forschungsproblem 
 
Der Mauerbau stellt in der Geschichte der DDR ein kaum vergleichbares 
Ereignis dar – vor allem bezogen auf die Gesellschaft im SED-Staat. Die 
Teilung Deutschlands bestand zwar schon länger, aber trotz allem gab es 
bis dahin immer noch rege Beziehungen zwischen den Menschen in bei-
den deutschen Ländern, die nun jäh unterbrochen schienen. Die DDR-
Forschung hat sich zwar mit den außen- und innenpolitischen Ursachen 
des Mauerbaus ausführlich beschäftigt, hat auch die Trennung über die 
Jahre beobachtet, aber der Detailblick auf die Zeit unmittelbar nach dem 
Mauerbau ist selten. Nur wenige Veröffentlichungen widmen sich den 
unmittelbaren Reaktionen der DDR-Bevölkerung jenseits spontaner 
Fluchten (Major 1999; ders. 2011: 129f.); insbesondere fehlen Studien 
zur Bevölkerung außerhalb Berlins.  

Anita Krätzner‐Ebert 
Berlin 
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Auch die Universitätsgeschichtsschreibung zur SBZ/DDR hat andere 
Schwerpunkte gesetzt. Die meisten Betrachtungen brechen im Jahr 1961 
ab;1 die Jubiläumsbände aus Leipzig, Jena und Berlin gehen darüber hin-
aus, können jedoch nur Schlaglichter werfen.2 Wie aber haben die Ange-
hörigen der Universitäten nach dem Mauerbau auf die veränderte Situati-
on und auf die staatlichen Programme, die damit in Verbindung standen, 
reagiert, und welche Folgen hatte das für die Instanzen von Staat und Par-
tei, für die Universitäten und deren Angehörige? 

Um diese Fragen zu beantworten, eignet sich – auch vor dem Hinter-
grund der Überlieferungssituation – der Ansatz, einen kurzen Zeitraum 
auszuwählen und diesen universitätenvergleichend darzustellen, beson-
ders gut:3 

 Die Anzahl der einzubeziehenden Hochschulen ist vergleichsweise 
überschaubar: 1961 gab es in der DDR die Humboldt-Universität Berlin, 
die Karl-Marx-Universität Leipzig, die Ernst-Moritz-Arndt-Universität 
Greifswald, die Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, die Fried-
rich-Schiller-Universität Jena, die Universität Rostock, daneben die Tech-
nische Universität Dresden, die erst im Oktober 1961 von einer Techni-
schen Hochschule in eine Universität umbenannt wurde. Letztere bildete 
aufgrund ihrer technischen Ausrichtung einen Kontrast zu den Traditions-
universitäten mit ihren klassischen Fakultäten. 

 Die Bestände des SED-Zentralkomitees (ZK), Abteilung Wissen-
schaften, des Staatssekretariats für das Hoch- und Fachschulwesen und 
des Zentralrats der FDJ im Bundesarchiv lassen sich zur Auswertung der 
Vorgaben und der unmittelbaren Maßnahmen nach den Grenzschließun-
gen nutzen. 

 Die Überlieferungen in den Universitätsarchiven und die SED-Akten 
in den Staatsarchiven liefern das Material für die Auswertung der Reakti-
onen auf den Mauerbau an den Universitäten. Durch ein dichtes Berichts-
system der SED und der universitären Einrichtungen wurden vielfältigste 
Äußerungen festgehalten und auch mögliche Gegenmaßnahmen doku-
mentiert. Zugleich können die Akten des Bundesbeauftragten für die Un-
terlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU) hin-
zugezogen werden. Einzig die personenbezogenen Unterlagen der Uni-
versitätsarchive – also die Matrikeln, Studenten- und Personalakten noch 

                                                           
1 vgl. z.B. Malycha (2003); Gerstengarbe/Hennig (2009); Schuster (1999); Ernst (1997) 
2 Hehl et al. (2010); Hoßfeld (2007); Preuß (2007); Tenorth (2012) 
3 Der Beitrag fußt auf meiner Dissertationsschrift, vgl. Krätzner (2014). 
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lebender Universitätsangehöriger – dürfen aus Datenschutzgründen nicht 
eingesehen werden. 

 Interviews mit zahlreichen Zeitzeugen haben die Quellengrundlage 
häufig dort ergänzt, wo die Überlieferung keinen Einblick in Ereignisse 
und Abläufe gab. 

Durch diese Detailstudie konnte ein Bild von der Reaktion und Gegenre-
aktion der Universitätsangehörigen erarbeitet werden; dazu wurde eine 
Vergleichssystematik entwickelt. In diesem Zusammenhang wurden auch 
die Überlieferungslücken geklärt. 
 

Politische Situation nach dem Mauerbau  
 
Vor dem 13. August 1961 verließen viele gut ausgebildete Menschen aus 
politischen, wirtschaftlichen oder familiären Gründen die DDR. Universi-
tätsangehörige bildeten davon eine nicht unerhebliche Gruppe. Vom Ja-
nuar bis August 1961 z.B. flohen 215.000 Menschen in den Westen; da-
von 2.500 Studenten. Allein vom 1. Juli bis zum 12. August 1961 verlie-
ßen 341 Universitätsmitarbeiter den SED-Staat. (Krätzner 2014: 30) 

Die SED hatte trotz ihres „Sturms auf die Festung Wissenschaft“ 
noch nicht in allen Bereichen der Universitäten Fuß fassen können. In ei-
nigen Instituten und Fakultäten (z.B. in den klassischen Philologien oder 
in einigen Naturwissenschaften) hatten sich bis 1961 gar keine Partei-
gruppen gebildet; der Einfluss bestimmter bildungsbürgerlichen Professo-
ren war in dieser Zeit noch recht hoch. Traditionelle Gremien (Fakultäts-
räte und Senate) wurden zwar durch die Senatsreformen von 1954 auch 
mit Parteikadern durchsetzt, die nach der Zweiten Hochschulreform auch 
Schlüsselpositionen, wie die Prorektorate für Gesellschaftswissenschaften 
und Studentenangelegenheiten einnahmen, letztendlich konnte aber die 
SED die universitären Strukuren nicht vollständig durchziehen.  

Zeitgleich mit den Grenzschließungen am 13. August setzte die SED 
umfangreiche Programme in Gang. Eines der wichtigsten Anliegen war 
die Durchsetzung des sogenannten „Kampfauftrags der FDJ“, der nicht 
zuletzt der Abwendung eines angeblich drohenden Krieges dienen sollte. 
Dieser Kampfauftrag bedeutete vor allem, dass sich alle Männer zwi-
schen 18 und 23 Jahren zum Dienst an der Waffe verpflichten sollten. 
Davon waren die Studenten im besonderen Maße betroffen. Sie erkann-
ten, dass dies der Beginn einer schleichenden Einführung der Wehrpflicht 
war, die dann im Schutze der Mauer am 24. Januar 1962 auch beschlos-
sen wurde.  
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In der Bundesrepublik existierte die Wehrpflicht bereits seit 1956. Bis 
zur endgültigen Grenzschließung verzichtete die DDR auf deren Einfüh-
rung, da sonst noch mehr Menschen das Land verlassen hätten. Von den 
Studentinnen wurde ein gleichwertiges Bekenntnis zum Staat abverlangt, 
sie sollten sich für eine Rotkreuz- oder Luftschutzausbildung verpflich-
ten. Verbunden war der „Kampfauftrag der FDJ“ mit der sogenannten 
„Ochsenkopfaktion“, einer Aktion gegen den Empfang westlicher Sender. 
Im Herbst 1961 stiegen FDJ-Ordnungsgruppen auf die Dächer fremder 
Häuser, sägten nach Westen ausgerichtete Antennen ab und klebten den 
Betroffenen „Ochsenköpfe“ an die Türen (Ohse 2003: 31; Göbel 2011: 
67). 

Zudem setzte die SED eine Legitimierungskampagne in Gang. Wis-
senschaftler – und im Besonderen Dekane, Senatsmitglieder, Parteifunk-
tionäre und Institutsleiter – waren gehalten, in Form von Zustimmungser-
klärungen positiv zum Mauerbau Stellung zu beziehen. Gleichzeitig soll-
ten sie die sogenannte „Störfreimachung“ unterstützen – ein Programm, 
das die SED zu Beginn des Jahres 1961 beschlossen hatte, um sich von 
Importen aus dem Westen und speziell der Bundesrepublik unabhängig 
zu machen.  

Auf Lehrbücher, Chemikalien, Apparaturen und Medikamente aus 
dem Westen sollten die Universitätsangehörigen nun verzichten oder 
nach Ersatz in den sozialistischen Ländern oder der DDR suchen – 1961 
ein schier unlösbares Unterfangen. Zugleich sollten die Wissenschaftler 
nicht mehr auf westliche Tagungen fahren können, so dass der deutsch-
deutsche Austausch in der Wissenschaft, der bisher rege bestanden hatte, 
unterbrochen wurde.  

Am 17. September 1961 fanden in der DDR Kommunalwahlen statt. 
Die Parteiführung verlangte nicht nur in den Legitimierungskampagnen 
eine Unterstützung der Wahl; alle Universitätsangehörigen waren ver-
pflichtet, auch wirklich an der Wahl teilzunehmen, die weder frei, geheim 
oder gleich war. Von den Wissenschaftlern verlangten die Universitätslei-
tungen zudem eine Zustimmung zur Wiederaufnahme der Kernwaffen-
versuche in der Sowjetunion. 

Die SED und das Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen 
trieben die Funktionäre und Universitätsleitungen zu besonders hartem 
Vorgehen gegen sogenannte „Provokateure“ an, also gegen alle, die sich 
negativ zum Mauerbau, den Wahlen, zur Ochsenkopfaktion oder zum 
„Kampfauftrag“ äußerten sowie gegen die christlich gebunden Jugendli-
chen. Walter Ulbrichts äußerte vor dem Politbüro:  

„Wir müssen sie herauslocken und feststellen, wo der Gegner sitzt. Ihr wißt 
das noch nicht. Die „Junge Gemeinde“ in Berlin gehört zu den ärgsten konter-
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revolutionären Kräften. Heute beginnt gegen eine ihrer Gruppen ein Prozess 
in Berlin.4 Die ‚Junge Gemeinde‘ ist schlimmer als die jungen Sozialdemo-
kraten. Sie arbeiten in den Häusern der Kirche. Von ihnen geht West-CDU-
Propaganda aus. Sie sind Anhänger der NATO und des Klerikalismus. Sozial-
demokratische Funktionäre sind oft feige, aber die von der ‚Jungen Gemein-
de‘ sind fanatisch. Sie sterben für Gott und Adenauer und sind bereit, Verbre-
chen zu begehen.“5 

Aus allen Vorgaben des ZK, Abteilung Wissenschaften und des Staatsse-
kretariats für das Hoch- und Fachschulwesen wird deutlich, dass eine 
konsequente Verfolgung und Bestrafung Andersdenkender ausdrücklich 
gefordert wurde. 
 

Die Reaktionen der Universitätsangehörigen 
 
Die Reaktionen an den Universitäten zeigen, dass das Gros ihrer Angehö-
rigen mit dem Mauerbau und den folgenden Maßnahmen nicht einver-
standen war, da allen Beteiligten bewusst war, dass die Grenzschließun-
gen ausschließlich zur Eindämmung der Republikflucht in Kraft gesetzt 
wurden. In jeder Gruppe – Funktionsträger, Wissenschaftler, Studenten – 
formierten sich Gegner. Das lag vor allem an den initiierten Zustim-
mungskampagnen, die oftmals Ablehnung provozierten und somit eher 
das Gegenteil ihrer intendierten Wirkung erreichten.  

Es entstanden lange nicht so viele Zustimmungserklärungen, wie sie 
die SED gewünscht hatte. So versagten beispielsweise alle Dekane der 
Theologischen Fakultäten (außer in Berlin) ihre Unterschriften zu den Se-
natserklärungen. Passive Verweigerung war das häufigste Mittel, um den 
Unmut gegenüber der restriktiven Politik im Jahr 1961 auszudrücken. 
Viele Studenten unterzeichneten zunächst den „Kampfauftrag der FDJ“ 
nicht, ein Großteil der Wissenschaftler verfasste keine Zustimmungser-
klärungen, obwohl dies von ihnen verlangt wurde. 

Viele jedoch resignierten oder fügten sich aus Angst vor den teilweise 
angedrohten Konsequenzen den Forderungen der SED. Nur wenige Per-
sonen unterstützen voll und ganz die Vorgaben und waren mit allen Be-
schlüssen einverstanden – das betraf vor allem Funktionsträger. Einige 
wenige Universitätsangehörige übten offenen Protest (dazu zählt zum 
Beispiel das Verlesen von Protestresolutionen), fertigten Flugblätter, tra-
ten in der Öffentlichkeit, bei Versammlungen oder Vorlesungen offen ge-
gen den Mauerbau und die Maßnahmen auf, schrieben Parolen an Wände 
                                                           
4 Hier ist eine Gruppe Jugendlicher aus Strausberg gemeint, zu der auch Michael Garten-
schläger gehörte. (Vgl. Klier 2009: 20ff.; Münkel 2011: 226ff.) 
5 Rede Walter Ulbrichts vor dem Politbüro am 22. August 1961. BArch, DY 24/358, unpag. 



die hochschule 1/2015 17

oder Wandzeitungen oder verbrannten z.B., wie in Rostock geschehen, 
symbolisch den „Kampfauftrag der FDJ“. 

Blankes Unverständnis herrschte unter den Wissenschaftlern hinsicht-
lich der „Störfreimachung“ und der Trennung der deutsch-deutschen 
Wissenschaftsbeziehungen. Das lag vor allem daran, dass die Forschung 
in der DDR in vielerlei Hinsicht von der Bundesrepublik abhängig war 
oder langjährige Forschungsverbindungen zerschnitten werden sollten. 
Eine dauerhafte Abspaltung vom Westen erschien in diesem Bereich 
schlicht unmöglich.  

Das sah auch die SED-Führung ein – bereit 1963 wurde das Pro-
gramm der sogenannten „Störfreimachung“ aufgegeben. Doch auch da-
nach blieb der wissenschaftliche Austausch über die Grenze hinweg 
schwierig. Die Führungskader misstrauten ihren Wissenschaftlern und die 
Teilnahme an westlichen Tagungen sollte lediglich systemloyalen Kräf-
ten ermöglicht werden. 

Studenten, die sich gegen den „Kampfauftrag der FDJ“, gegen den 
Mauerbau und die damit einhergehenden staatlichen Maßnahmen oder 
die Militarisierung wandten, kamen aus allen Studienfächern. Wenig 
überraschend ist, dass es in den „ideologienahen“ Fächern wie Geschich-
te, Philosophie, Jura oder Wirtschaftwissenschaften deutlich weniger sys-
temkritische Studenten gab. Als besonders renitent erwiesen sich vor al-
lem die Studierenden der Theologie, der Medizin und der Physik. Die Re-
nitenz speiste sich vornehmlich aus weltanschaulichen und ethischen 
Vorbehalten gegenüber dem Wehrdiest, aber auch dem Sozialismus ge-
genüber. Zum anderen fanden sich eben in diesen Fächern viele soge-
nannte „bürgerliche“ Professoren, die entsprechend auf ihre Studenten 
wirken konnten. 

Die Verbreitung von Ablehnung und Zustimmung zur Politik der SED 
nach dem Mauerbau war an allen Universitäten ähnlich. Es lässt sich we-
der eine Universität eruieren, die als besonders renitent gelten kann, noch 
eine, die besonders „zuverlässig“ im Sinne der SED war. Das wider-
spricht im Übrigen sehr stark dem Selbstbild der ehemaligen Universi-
tätsangehörigen in Interviews und auch den bisherigen Feststellungen in 
der Forschung, was sich vor allem durch den fehlenden Vergleich mit den 
anderen Universitätstandorten begründen lässt.6 
 
 
 

                                                           
6 vgl. z.B. die Ausführungen von: von Hehl et al. (2010); Hoßfeld (2007); Gerstengarbe/ 
Hennig (2009) 
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Die Repressionsmaßnahmen 
 
Unterschiede zwischen den Universitäten lassen sich hingegen sehr deut-
lich hinsichtlich der Steuerungspolitik der jeweiligen Universitätsleitun-
gen feststellen. Zum Teil drohten sie offen den widerspenstigen Studen-
ten und Wissenschaftlern mit repressiven Maßnahmen – vor allem, um 
Unterschriften zu erzwingen. Zudem statuierten sie einige Exempel, ex-
matrikulierten Studenten, entließen Wissenschaftler oder schlossen sie 
aus der Partei aus, um ein Klima der Angst zu verbreiten.7 Zugleich wer-
den Unterschiede zwischen den Universitäten deutlich: Die Anzahl der 
repressiven Maßnahmen ist nicht allein durch die unterschiedlichen 
Hochschulgrößen erklärbar. 

 
Tabelle 1: Disziplinarverfahren, Ausschlüsse und Verhaftungen von Studenten 
vom 13.8.1961 bis zum 28.1.1962 

Universität 
Studierenden‐

zahl  
Disziplinar‐
verfahren 

Ausschlüsse*  Verhaftungen

HU Berlin  10489 >20 >20 18

TH/TU Dresden  10281 >8 5 2

EMAU Greifswald  2877 ≥15 ≥15 11

MLU Halle  4608 >10 7 ?

FSU Jena  4232 ≥45 ≥45 4

KMU Leipzig  9629 149 111 18

U Rostock   3864 29 28 1

* Exmatrikulationen und zeitweilige Ausschlüsse 

 
Studenten wurden in der Regel härter bestraft als Wissenschaftler. Das 
lag vor allem daran, dass die Universitäten auf ihr wissenschaftliches Per-
sonal angewiesen waren – hatten sie doch in den Jahren und Monaten vor 
dem Mauerbau sehr viele durch Abwanderung verloren. 

Exmatrikulationen waren die häufigsten Sanktionen für Verweigerung 
und ablehnendes Verhalten. Ob es jedoch reihenweise zu Disziplinarver-
fahren kam oder nicht, lag vor allem am zuständigen Leitungspersonal 
der jeweiligen Universitäten oder der SED-Bezirksleitungen. Auch das 
politische Klima an den Universitäten, zum Beispiel der Einfluss bestimm- 

                                                           
7 Die folgenden Zahlen beruhen auf der Auswertung des Statistischen Jahrbuchs der DDR 
von 1961 und 1962 und aller Archivalien, die aber ohne die vollständige Auswertung der 
Matrikeln, der Studenten- und Personalakten nur einen vorläufigen Stand abbilden (vgl. 
Krätzner 2014: 248ff.). 
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Tabelle 2: Disziplinarmaßnahmen gegen Wissenschaftler vom 13.8.1961 bis zum 
28.1.1962 

Universität  Entlassungen vorzeitige Emeritierung

HU Berlin  ‒ ‒

TH/TU Dresden  7 ‒

EMAU Greifswald  2 ‒

MLU Halle  ‒ 1

FSU Jena  3 1

KMU Leipzig  1 1

U Rostock  1 ‒

 
ter Wissenschaftler, war entscheidend, ob repressive Maßnahmen so um-
gesetzt wurden, wie es die ZK, Abteilung Wissenschaften, oder das 
Staatssekretariat verlangt hatten.  

Deutlich erkennbar ist, dass die Universitäts- und Parteileitungen vor 
Ort selbst überrascht vom Mauerbau und den einsetzenden Kampagnen 
waren und die Situation einfach nicht unter Kontrolle bekamen, selbst 
wenn sie – wie in Leipzig geschehen – über 100 Studenten exmatrikulier-
ten. Die Stimmung ließ sich nicht beeinflussen und die Universitätsange-
hörigen äußerten weiterhin ihren Unmut. 

Die ZK, Abteilung Wissenschaften, und die Bezirksleitungen der 
SED reagierten auch darauf uneinheitlich, aber die Schuld wurde häufig 
den unteren Ebenen zugewiesen. Gleiches Verhalten der Universitätspar-
teileitungen hatte wiederum völlig unterschiedliche Auswirkungen. Eini-
ge Parteisekretäre suchten die Schuld bei bestimmten Grundorganisatio-
nen ihrer Partei, strukturierten diese um und verteilten Aufgabenbereiche 
neu. An drei der sieben Universitäten wurden im Zuge der Auseinander-
setzungen die 1. Sekretäre der Universitätsparteileitungen abgelöst; in 
den unteren Ebenen waren es deutlich mehr: Es hagelte unter dem Vor-
wurf des „Sektierertums“ oder der „Kumpelei“ Parteistrafen.  

Insgesamt aber bleibt auch hier – wie bei den Disziplinarmaßnahmen 
gegen die Studenten und Wissenschaftler – ein Eindruck reiner Willkür. 
Das heißt, absolut identisches Verhalten konnte im einen Fall zu Belobi-
gungen, im anderen zur Ablösung aus der Funktion führen – Kritik- und 
Selbstkritikverfahren natürlich eingeschlossen. 

Einige Universitätsangehörige wurden vom „Schild und Schwert der 
Partei“ – der Staatssicherheit – verhaftet und vor allem nach § 19 des 
Strafrechtsergänzungsgesetzes der DDR wegen „staatsgefährdender Pro-
paganda und Hetze“ zu mehrjährigen Haftstrafen verurteilt. Auch hier 
lässt sich eine gewisse Willkür erkennen: Als an der Universität Rostock 
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offener Protest geübt wurde ‒ der „Kampfauftrag der FDJ“ wurde von ei-
ner Studentengruppe verbrannt ‒, schaltete sich die Staatssicherheit nicht 
ein, obwohl sie von diesem Vorfall Kenntnis hatte. Hingegen nahm das 
MfS gelegentlich kleinere Formen des abweichenden Verhaltens zum 
Anlass für Verhaftungen, etwa als ein Student aus Dresden sich in einem 
persönlichen Brief an seine Schwester abfällig über den „Kampfauftrag“ 
äußerte. 

Waren die Anlässe zur Verhaftung auch verschieden, so folgte die Ar-
gumentation zur Rechtfertigung der Verfolgung einem ähnlichem Muster. 
Dies ist in unmittelbarem Bezug zu den politischen Vorgaben zu sehen. 
Allen gerichtlich Angeklagten wurde vorgeworfen, dass sie – vor allem 
durch westlichen Medienkonsum beeinflusst – konterrevolutionäre Aktio-
nen geplant hätten. An solchen Aktionen hätte insbesondere die vorgeb-
lich in den westlichen Regierungen vertretenen Faschisten ein besonderes 
Interesse, da diese einen Krieg gegen die DDR provozieren wollten.8  

Dieses Argumentationsmuster diente vor allem der Selbstlegitimie-
rung der DDR-Führung. Durch die verurteilten Menschen schien nun be-
wiesen, dass die Bundesrepublik Kriegsabsichten hatte und deswegen die 
Mauer gebaut werden musste. Gleichzeitig erschien die „Ochsenkopfak-
tion“ als begründet, da die Westmedien die Bürger in der DDR zu konter-
revolutionären Aktionen angestiftet hätten. In einigen Fällen versuchte 
die Staatssicherheit, aber teilweise auch schon die SED-Parteileitung, die 
Verhafteten selbst als Faschisten zu brandmarken, um deren Ausschal-
tung begründen zu können. 
 

Fazit 
 
Wie sind die Ergebnisse in die Universitätsgeschichtsschreibung einzu-
ordnen? Trotz stalinistischem Terror, der Umgestaltung der Hochschulen, 
der Gegenprivilegierung nichtbürgerlicher Bewerber bei der Studien-
platzvergabe und diversen Säuberungsaktionen (etwa gegen christliche 
Studenten) sah sich die SED-Führung nach dem Mauerbau auch an den 
Universitäten einer Welle von Ablehnung ihrer Politik gegenüber. Zudem 
fehlten ihr auch kurzfristig die Mittel, kritische Meinungen nachhaltig zu 
beeinflussen.  

Deswegen versuchte die Staatmacht mittels einer nachträglichen Legi-
timierungskampagne, den Eindruck allgemeiner Zustimmung zu erwe-

                                                           
8 Vgl. z.B. folgende Urteile: Urteil v. 25.02.1962. In: BStU, MfS, BV Dresden, AU 201/61, 
Bd. 2, Bl. 183–190; Urteil v. 14.11.1961. In: BStU, MfS, BV Rostock, AU 127/61, GA, Bd. 
3, Bl. 162–171. 
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cken. Zugleich erzeugte man durch willkürliche Repressionsmaßnahmen 
ein Klima der Angst. Die Wirkung blieb nicht aus; viele Universitätsan-
gehörige fügten sich und unterschrieben die gewünschten Stellungnah-
men oder den „Kampfauftrag“. Aber die Meinungen der Universitätsan-
gehörigen konnten die Funktionsträger damit nicht ändern. Viele lehnten 
weiterhin den Mauerbau ab, waren gegen die massive Aufrüstung und 
den Waffendienst.  

Im Alltag schaffte es die SED, die Universitätsangehörigen halbwegs 
mundtot zu machen; doch bei bestimmten Anlässen konnte der Unmut 
wieder ausbrechen. Die Universitätsangehörigen waren sich aber auch da-
rüber im Klaren, dass ihnen durch die Grenzschließung in Berlin nun im 
Konfliktfall nicht länger eine Flucht in den Westen als letzte Option zur 
Verfügung stand und sie somit der Willkür der SED auf Gedeih und Ver-
derb ausgeliefert waren. Gerade deswegen ist es erstaunlich, wie offen 
teilweise trotzdem Protest geübt wurde.  

Nichtsdestotrotz war die Flucht in den Westen auch unmittelbar nach 
dem Mauerbau noch die deutlichste Absage an die Politik der SED und 
nicht wenige wagten den Schritt unter Gefahr für ihr Lebens. 400 Univer-
sitätsangehörige der HU Berlin flüchteten von Mitte August bis Ende De-
zember 1961 in den Westen, an der Karl-Marx-Universität Leipzig waren 
es 21 Menschen, darunter zehn Professoren und Dozenten, an der TU 
Dresden 19 Angehörige, von denen 17 Studenten waren (Krätzner 2014: 
248f). 

Die Universitäten der DDR waren 1961 ein Unruheherd; die Ableh-
nung des Mauerbaus, des „Kampfauftrags“ und der Vorgaben war deut-
lich spürbar. So sehr die SED-Führung auf repressive Maßnahmen zu-
rückgriff, konnte sie dennoch in der zweiten Jahreshälfte 1961 nicht Herr 
der Lage werden und musste weitverbreitete Ablehnung und gelegentlich 
auch offene Proteste in Kauf nehmen. Diese fanden nicht zuletzt in der 
weitgehenden Autonomie einiger Bereiche und Institute einen Rückhalt. 
Entsprechend wurde sie mit der Dritten Hochschulreform 1968/69 wei-
testgehend beschnitten. Dabei wurden die Fakultäten und Institute aufge-
löst und in Sektionen umgeformt. So ließen sich neue Verantwortliche 
einsetzen, die als systemloyal bekannt waren, während andere – „bürger-
lich“ dominierte – Bereiche an den Rand gedrängt wurden (Lambrecht 
2007).  

Die Macht der SED-Führung erstreckte sich im Jahr 1961 noch lange 
nicht in alle Bereiche der Universitäten und konnte sich nur teilweise be-
haupten. Den Staat einzumauern war ein weiterer Schritt zur Disziplinie-
rung seiner Bürger. 
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